
Südafrika
sieht Armut
als Grund für
die Gewalt
Regierung will
Versorgung verbessern

Johannesburg. Die südafrika-
nische Regierung sieht im
Kampf gegen die Armut das
wichtigste Mittel, um die frem-
denfeindliche Gewalt im Land
einzudämmen. Die Regierung
akzeptiere, dass die Grundver-
sorgung schneller hergestellt
und die Armut schneller be-
kämpft werden müssten, heißt
es in einer am Donnerstag
nach einer Kabinettssitzung
veröffentlichten Erklärung.
Mit Blick auf die Übergriffe ge-
gen Ausländer erklärte die Re-
gierung: „Keine Gewalt wird
hingenommen.” Die Gewalt-
täter sollen sich demnach nun
vor eigens einberufenen Son-
dergerichten verantworten.
Für diejenigen, die durch die
Gewalt ihre Unterkünfte ver-
loren haben, kündigte die Re-
gierung an, sich um eine neue
sichere Bleibe kümmern zu
wollen.

Die Erklärung bedeutet eine
Kehrtwende der Regierung,
die bisher keine Verbindung
zwischen den Angriffen auf
Ausländer und der Armut im
Land sehen wollte.

Die fremdenfeindliche Ge-
walt hatte Mitte Mai in einem
Vorort von Johannesburg be-
gonnen und sich seitdem auf
zahlreiche Städte ausgeweitet.
Nach Schätzungen von Hilfs-
organisationen sind zehntau-
sende Menschen auf der
Flucht, vor allem Simbabwer
und Mosambikaner. Nach Po-
lizeiangaben wurden mindes-
tens 56 Menschen getötet und
hunderte weitere verletzt. afp

Angst vor neuer Krise
In Irlands Volksabstimmung über den EU-Vertrag am 12. Juni ist ein „No” möglich.

Nervosität in den Brüsseler EU-Schaltzentralen wächst

Irische Bauern demonstrierten während eines Besuchs von Jose Manuel Barroso (Chef der EU-Kommission) in Dublin. Foto: afp

Von Gerd Niewerth

Brüssel. Je näher der 12. Juni
heranrückt, desto größer wird
die Nervosität in den Brüsseler
EU-Schaltzentralen. Sollten
die Iren an diesem Tag den
EU-Vertrag ablehnen, stünde
die EU vor einem Scherben-
haufen. Ausgeschlossen ist
dieses gefährliche „No” kei-
nesfalls. Den letzten Mei-
nungsumfragen zufolge sind
34 Prozent dagegen, 24 noch
unentschlossen und erst 42
Prozent dafür. „Ein Nein
könnte eine schwerwiegende
Krise in Europa auslösen und
würde Europa und Irland
schaden”, warnt Martin
Schulz (SPD), der sozialisti-
sche Fraktionschef im EU-
Parlament.

In die gleiche Kerbe schlägt
der EU-Abgeordnete Elmar
Brok (CDU). „Ich mache mir
große Sorgen um Irland”, be-
kennt der Außenexperte. Wor-
te, die mit großem Bedacht ge-
setzt sind. Andere – wenn auch
nur hinter vorgehaltener
Hand – werden viel deutlicher.
Sie sagen: In Brüssel herrscht
Panik. Als einziger der 27 EU-
Staaten lässt Irland sein Volk
über den EU-Vertrag abstim-
men. In allen anderen Län-

dern haben die Parlamente das
Sagen. Ein Prozedere, das in
der Regel breite Zustimmung
zu dem ehrgeizigen Reform-
projekt garantiert.

Welche fatalen Folgen es
haben kann, wenn der Souve-
rän selbst entscheidet, hat sich
im Frühjahr 2005 bei den Re-
ferenden in Frankreich und
Niederlande gezeigt. Völlig
unterwartet stimmten die
Wähler ausgerechnet in zwei
EU-Gründungsstaaten mit ei-
nem brutalen „Non” und

Gipfelnacht in Brüssel einen
Ausweg aus der festgefahre-
nen Verfassungskrise. Mit dem
abgespeckten (und unleserli-
chen) EU-Vertrag, der den
Kern der Verfassung gerettet
hat, will die auf 27 Mitglieder
angewachsene EU künftig de-
mokratischer, effizienter und
transparenter werden.

Das Paradoxe an Irland:
Kaum ein Land hat so sehr von
den Segnungen und Subventi-
onen der Europäischen Union
profitiert wie die „Grüne In-
sel”. Als Dublin 1973 dem EU-
Klub beitrat, galt Irland als Ar-
menhaus Europas. Heute rüh-
men sie sich stolz als „kelti-
scher Tiger” – mit niedriger Ar-
beitslosenrate (4,3 Prozent),
geringer Staatsverschuldung,
Handelsüberschuss, Wirt-
schaftswachstum (5,5 Pro-
zent) und Bevölkerungszu-
wachs.

Die größte Sorge der Brüsse-
ler EU-Verantwortlichen ist
die voraussichtlich niedrige
Wahlbeteiligung. Zwar gelten
die Iren als durchaus europa-
freundlich. Aber schon bei der
gescheiterten Abstimmung
zum Nizza-Vertrag 2001 zeig-
te sich, dass die Pro-Europäer
den Wahlurnen einfach fern-
blieben und den Anti-Europä-

ern das Feld überließen. Glei-
ches könnte sich am 12. Juni
wiederholen, denn die Umfra-
gen gehen erneut von einer
niedrigen Wahlbeteiligung
aus. „Wir sind uns der großen
Risiken bewusst, haben aber
Hoffnung und Vertrauen in
die grundsätzlich proeuropäi-
sche Einstellung der Iren”, sagt
Martin Schulz.

Es sind diffuse Ängste, die
viele Iren umtreiben. Gefähr-
lich ist vor allem die weit ver-
breitete Unwissenheit. Unsi-
cherheitsfaktoren, die die
Gegner des EU-Vertrags mit

„Haben Vertrauen in
die grundsätzlich
proeuropäische

Einstellung der Iren”

zum Teil demagogischen
Kampagnen ausnutzen. So
warnen sie in dem streng auf
Neutralität bedachten Land
vor einer Militarisierung Euro-
pas oder sie verteufeln die an-
gebliche Liberalisierung des
Abtreibungsrechts. Die mäch-
tigen Bauernverbände wiede-
rum drohen mit einem „No”,
falls die WTO-Verhandlungen
Nachteile mit sich bringen. Ei-
nen Plan B hat Brüssel nicht.

Elmar Brok hält es für diesen
Fall sehr wahrscheinlich, dass
dann Großbritanniens Premi-
er Gordon Brown den EU-
Vertrag gar nicht mehr im
Oberhaus zur Abstimmung
stellen wird. Nicht ausge-
schlossen, dass Brüssel dann
den kritischen Punkt erreicht
hat, an dem die Gretchenfrage
fällig wird: Warum wollt Ihr
überhaupt noch in der EU
sein?

Martin Schulz, Chef der sozialis-
tischen Fraktion im EU-Parla-
ment, warnt. Foto: WAZ, Graben

„Nee” – und stürzten das Ver-
einigungswerk in die tiefste
Krise ihrer 50-jährigen Ge-
schichte.

Erst nach über zweijähriger
Reflexionsphase fanden die
Staats- und Regierungschefs
im vergangenen Juni in langer

Islamismus
profitiert vom
Werteverfall
Bischof: Kirche muss
jetzt ihre Rolle behaupten

London. Der christliche Wer-
teverfall in Großbritannien ist
nach Meinung des anglikani-
schen Bischofs von Rochester,
Michael Nazir-Ali, Schuld an
der Zunahme radikaler islami-
scher Ideologien.

Der Einfluss des Islamismus
sei vergleichbar mit dem Ein-
fluss marxistischer Ideologien
in den 60er Jahren, zitierten
britische Zeitungen am Don-
nerstag aus einem Gastbeitrag
von Nazir-Ali in dem Magazin
„Standpoint”. Kirchenführer
in Großbritannien hätten es
damals versäumt, einer „sozia-
len und sexuellen Revolution”
entgegenzutreten, die Famili-
en zerstört und zu Alkohol-
und Drogenproblemen ge-
führt habe. Deshalb müsse die
anglikanische Kirche jetzt ihre
Rolle in der Gesellschaft be-
haupten.

Nazir-Ali ist für seine islam-
kritischen Äußerungen be-
kannt. Erst vor kurzem hatte
er die anglikanische Kirche
aufgefordert, die Mission un-
ter Muslimen zu fördern. Im
Februar bekam der Bischof
Todesdrohungen, weil er in ei-
nem Artikel für den „Sunday
Telegraph” eine systematische
Abschottung islamischer Mi-
grantengemeinden beklagt
hatte. kna

Wie Bayern

Irland ist mit einer Fläche
von 70 282 Quadratkilome-
tern etwa so groß wie Bay-
ern. Die staatlich zum Verein-
igten Königreich gehörenden
sechs Counties im Nordosten
(Nordirland) umfassen 14 139
Quadratkilometer. Hauptstadt
der Republik ist Dublin mit
etwa 1,1 Millionen Einwohnern
im Großraum. Im Jahre 2006
lebten 4,2 Millionen Bürger in
Irland. In Folge der EU-Erwei-
terung und Zuwanderung aus
nicht-europäischen Ländern
steigt in letzter Zeit der Aus-
länderanteil rapide. Das Brut-
toinlandsprodukt pro Kopf
summierte sich im Jahre
2006 auf 41 205 Euro.

THW versorgt
Zyklon-Opfer
Rangun. Das Technische
Hilfswerk (THW) aus
Deutschland hat grünes Licht
für einen zweiten Katastro-
pheneinsatz mit deutschen
Experten erhalten. Die vier
Mitarbeiter seien schon in
Rangun und sollten in den
nächsten Tagen nach LaButta
reisen, sagte der TH-Sprecher
in Rangun, Stephan Mack, am
Donnerstag. Sie wollen dort
eine weitere Trinkwasserauf-
bereitungsanlage zur Versor-
gung der Zyklon-Opfer in Be-
trieb nehmen. dpa

Fischer bleiben
an Land
Lissabon. Aus Protest gegen
die hohen Mineralölpreise
wollen die Fischer in Portugal
für unbestimmte Zeit die Ar-
beit niederlegen. Wie der Fi-
schereiverband am Donners-
tag mitteilte, soll der Ausstand
an diesem Freitag beginnen.
Der portugiesische Agrar- und
Fischereiminister Jaime Silva
wies darauf hin, dass die Fi-
scher steuerliche Vergünsti-
gungen beim Kauf von Treib-
stoff genössen. Weitere Hilfen
seien nicht möglich. Auch spa-
nische Fischer wollen an die-
sem Freitag Protestaktionen
starten. Ihre französischen
Kollegen demonstrieren
schon seit zwei Wochen gegen
die hohen Dieselpreise. dpa

„Grüner Fonds”
lindert Schäden
Tegucigalpa. Die Staaten Mit-
telamerikas, der Karibik und
Mexiko haben beschlossen,
sich für die Schaffung eines
globalen „grünen Fonds” zur
Bekämpfung der Klimaschä-
den einzusetzen. In den Fonds
soll eine Milliarde Dollar (et-
wa 639 Millionen Euro) einge-
zahlt werden. Das Geld solle
helfen, unter anderem die
Emission umweltschädlicher
Gase zu reduzieren und die
Folgen von Umweltkatastro-
phen zu lindern. dpa

Notstand der Demokratie
Die erste Große Koalition verabschiedete am 30. Mai 1968 die Notstandsgesetze. Nie ist heftiger

gegen eine Änderung des Grundgesetzes protestiert worden. Zehntausende demonstrierten

Von Norbert Jänecke

Essen. Nie ist heftiger gegen
eine Änderung des Grundge-
setzes protestiert worden.
Zehntausende demonstrierten
gegen die Notstandsgesetze,
die die erste Große Koalition
am 30. Mai 1968 verabschie-
dete. „Die Demokratie in
Deutschland ist am Ende”, ur-
teilte Hans Jürgen Krahl, Vor-
standsmitglied des Sozialisti-
schen Deutschen Studenten-
bundes, drei Tage zuvor.

Hunderte Hochschullehrer,
und Pfarrer, tausende Studen-
ten und Gewerkschaftsmit-
glieder hatten sich in den Pro-
test eingereiht. Sie befürchte-
ten eine Aushöhlung der
Grundrechte. Zu den Gegnern
der Notstandsgesetze gehör-
ten zum Beispiel der Philo-
soph Ernst Bloch, die Wissen-
schaftler Eugen Kogon, Wolf-
gang Abendroth, Jürgen Ha-
bermas und Alexander Mit-
scherlich, die Schriftsteller
Heinrich Böll, Carl Amery,
Martin Walser und Hans Mag-

nus Enzensberger. „Aus heuti-
ger Sicht muss man sagen, dass
die Demokratie in den sechzi-
ger Jahren schon so gefestigt
war, dass ein Missbrauch der
Notstandsgesetze unwahr-
scheinlich war”, stellt der Ge-
schichtswissenschaftler Boris

Regieren im Ausnahmezu-
stand erlaubte. So setzte 1933
die so genannte Reichstags-
brandverordnung die Bürger-
rechte außer Kraft – ein Mei-
lenstein zu Hitlers Machtüber-
nahme.

Die dann am 30. Mai 1968
verabschiedete Fassung der
Notstandsgesetze unterschied
sich klar von Schröders erstem
Entwurf. So erreichte der Pro-
test auch der Gewerkschaften
die Verankerung des Streik-
und eines Widerstandsrechts.
Erst im Verteidigungsfall er-
hält der so genannte Gemein-
same Ausschuss als Ersatz für
Bundestag und Bundesrat Ge-
setzgebungsbefugnis. Not-
standsgegner Helmut Ridder
bewertete die Proteste daher
als erfolgreich. „95 Prozent
von dem, was die Väter der
Notstandsgesetzgebung ur-
sprünglich beabsichtigten, ist
nicht zustande gekommen”,
meinte der Verfassungsrecht-
ler. Doch es bleiben Eingriffe
in die Grundrechte: Das Brief-
und Fernmeldegeheimnis,
auch die Freizügigkeit können
eingeschränkt werden.

» Boris Spernol: Notstand
der Demokratie, Klartext-Ver-
lag, Essen, ISBN 978-3-
89861-962-2

Widerstandsrecht

„Sie alle hatten einen
Erfahrungshintergrund:

die NS-Zeit”

„Die Art und Weise, wie die
Regierungen vorgingen, hat
das Misstrauen an den Geset-
zen verstärkt”, sagte Spernol.
So fehlte es auch bei den Bera-
tungen über die Notstandsver-
fassung zwischen 1962 und
1965 sowie wieder 1967 an Öf-
fentlichkeit. Vor allem die
Spiegel-Affäre 1962, als der
Staat nach kritischen Spiegel-
Berichten über Verteidigungs-
minister Franz-Josef Strauß
die Pressefreiheit angriff,
schreckte die Gegner auf. So
schrieb Herausgeber Rudolf
Augstein: „Man wird allen
Notstandsplänen aufs äußers-
te misstrauen müssen, solange
es Parteien gibt, die einen Psy-
chopathen wie Strauß in der
Führungsspitze belassen”.

Spernol klar. Der Mitarbeiter
des Historischen Instituts der
Universität Jena zeichnete den
zehn Jahre andauernden Streit
um die Notstandsgesetzge-
bung nach. „Man darf aber
nicht übersehen, was die
Wahrnehmung vor allem der
Intellektuellen war. Sie alle
hatten einen Erfahrungshin-
tergrund – und der war die NS-
Zeit”, erklärte der Gelsenkir-
chener.

Aus dieser Sicht war der ers-
te Entwurf der Notstandsge-
setzgebung fatal, den der da-
malige Innenminister Gerhard

Boris Spernol Foto: privat

Schröder (CDU) 1958 vorleg-
te. Kanzler Adenauer nannte
das Paragrafenwerk „misera-
bel”. Denn Schröders Entwurf
sah vor, dass der Bundespräsi-
dent „auf Antrag der Bundes-
regierung” zur „Abwehr einer
drohenden Gefahr für den Be-
stand oder die freiheitlich de-
mokratische Grundordnung
des Bundes den Ausnahmezu-
stand verkünden” sollte. Dies
erinnerte an Artikel 48 der
Weimarer Verfassung, der
dem Reichspräsidenten das

Anklage wegen
Kritik an Offensive
Istanbul. Die transsexuelle
türkische Schlagersängerin
Bülent Ersoy ist wegen Kritik
an einer Offensive des türki-
schen Militärs gegen die ver-
botene Kurdische Arbeiter-
partei PKK im Nordirak ange-
klagt worden. Sie soll sich vom
18. Juni an wegen Entfrem-
dung des Volkes von der Ar-
mee und Anstiftung zur Ver-
weigerung des Militärdienstes
verantworten, wie türkische
Medien am Donnerstag be-
richteten. Höchststrafe seien
drei Jahre Haft. dpa

Türkei fliegt
neue Angriffe
Ankara. Die türkische Luft-
waffe hat am Donnerstag im
Nordirak neue Angriffe gegen
die verbotene Kurdische Ar-
beiterpartei PKK geflogen.
Insgesamt seien nahe der
Grenze zur Türkei 16 Ziele at-
tackiert worden, teilte der tür-
kische Generalstab in Ankara
mit. Nach Schätzungen der
türkischen Armee halten sich
im Nordirak mehrere tausend
PKK-Kämpfer auf. dpa

Homosexuelle heiraten
erstmals in Hellas

Athen. Trotz heftiger Kritik der
orthodoxen Kirche soll Ende
Juni in Griechenland erstmals
eine standesamtliche Ehe zwi-
schen Homosexuellen ge-
schlossen werden. Der Bürger-
meister der Insel Tilos, Anasta-
sios Aliferis, habe einen An-
trag eines homosexuellen Paa-
res akzeptiert, berichtete die
Athener Zeitung „Ta Nea”. Ob
es sich um zwei Männer oder
zwei Frauen handelt, teilte der
Bürgermeister nicht mit. dpa

Streit in Kuwait um
Frauen ohne Kopftuch

Kuwait-Stadt. In Kuwait ist ei-
ne neue Regierung vereidigt
worden. Die radikalen Isla-
misten, die bei den Parla-
mentswahlen stärkste Kraft
geworden waren, sind mit der
Zusammensetzung des Kabi-
netts nicht zufrieden, wie ku-
waitische Medien berichteten.
Das liege unter anderem da-
ran, dass zwei liberale Frauen
dem Kabinett angehören, die
keine Kopftücher tragen. dpa

WBH_3 NR.124 POLITIK Freitag, 30. Mai 2008

Westdeutsche Allgemeine Zeitung, 30. Mai 2008


